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sprechenden feindl ich-negat iven Kräften - wei l  hierzu keine 
Kodif iz ierung bzw. Auslegungen geltender Best immungen er
folgten und damit die Handlungen weder verboten noch er
laubt sind - als "Gesetzeslücken" festgestel l t  wurden und 
für ihr Vorgehen genutzt werden.

Die Befugnisregelungen des VP-Gesetzes gestatten es den Unter

suchungsorganen stets,  bei Rechtsverletzungen auf der Grundlage 

des VP-Gesetzes einzuschreiten, wenn durch die Rechtsverlet

zungen solch eine Beeinträcht igung für die öffent l iche Ordnung 

und Sicherheit  entstanden ist ,  daß diese nur durch das Ein

schrei ten der Untersuchungsorgane des MfS beseit igt  werden 

kann. Zu beachten hierbei ist ,  daß nicht jeder Angri f f  gegen 

die staat l iche Sicherheit  durch Ordnungswidr igkeiten zwingend 

ein Tät igwerden des MfS erfordert .  Bevor derart ige Angri f fe 

durch das MfS öffent l ichkeitswirksam auf der Grundlage des VP- 

Gesetzes abgewehrt werden, sol l te geprüft  werden, ob die Ab

wehr nicht durch das zuständige staat l iche Organ auf der Grund

lage der hierzu bestehenden gesetzl ichen Best immung erfolgen 

sol l te,  damit die pol i t isch-operat ive Ziestel lung erreicht 

wird.

Bei Entscheidungen über die Wahrnehmung der Befugnisse des

VP-Gesetzes in der Untersuchungsarbeit  des MfS anstel le

bestehender anderer recht l icher Handlungsmögl ichkeiten

sol l te stets beachtet werden, daß der Einsatz pol izei l icher

Mit tel  und Methoden oft  besonderer (auch internat ionaler)

Kri t ik unterworfen ist  und gegen diese Maßnahmen Vorwürfe

z. B. in Form von "Pol izeiwi l lkür",  "Pol izeistaat" usw.
1

erhoben werden. 1

1 Derart ige Vorwürfe könnten auch damit begründet werden, daß 
entsprechend dem "Gesetz über Rechtsmit tel  der Bürger und zur 
Fest legung der gericht l ichen Zuständigkeit  für die Nachprü
fung von Verwaltungsentscheidungen", ausgenommen von Ent
scheidungen gemäß § 18 VP-Gesetz al le anderen auf der Grund
lage des VP-Gesetzes getroffenen Entscheidungen nichtder 
Nachprüfung durch Gerichte unter l iegen.


